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Iwan Städler

Der Streit um den neuen Arztta-
rif hat es einmal mehr gezeigt:
Die Krankenkassen sind unter-
einander heillos zerstritten.Hel-
sana,CSS und Sanitaswaren bis-
her imVerband Curafutura orga-
nisiert, die meisten übrigen
Versicherer bei Santésuisse. Ent-
sprechend hat die Branche nicht
mit einer Stimme gesprochen,
ganz im Gegenteil.

Santésuisse spannte bei der
Auseinandersetzung um den
neuenArzttarifmit den Spitälern
zusammen. Derweil verbrüderte
sich Curafutura mit den Ärzten.
BeideLagerschenkten sichnichts,
sondern gingen heftig aufeinan-
der los. Dies hat offenbar selbst
denKrankenkassen klargemacht,
dass es so nicht mehr weiter-
gehen kann. Nun kommt es zum
grossen Knall.

Die 13 grössten Krankenversi-
cherer gründen einen neuenVer-
band, der bereits Anfang 2025
seineArbeit aufnehmen soll. Pa-

rallel dazu beenden sie ihreMit-
gliedschaften in den Verbänden
Santésuisse und Curafutura. Da-
mit sind diese faktisch tot, zu-
mindest was ihren politischen
Teil betrifft.

«Konstruktiver Dialog»
Curafuturawird künftig gar kei-
ne Mitglieder mehr haben. Und
Santésuisse fast keine mehr.
Denn bei den 13 grossen Kran-
kenkassen sind über 90 Prozent
aller Prämienzahlenden versi-
chert. Es handelt sich um Assu-
ra, Atupri, Concordia, CSS, EGK,
Groupe Mutuel, Helsana, KPT,
ÖKK, Sanitas, Swica, Sympany
und Visana. Weitere Mitglieder
sind imneuenVerband, der noch
keinenNamen hat,willkommen.

Gesternhabendie grossenVer-
sicherer eine gemeinsame Medi-
enmitteilungverschickt.Dortma-
chen sie klar: «Zweck des neuen
Verbands ist, die Krankenversi-
cherungsbranche zu einen und
deren Interessen auf eine ausge-
wogene und breite Basis zu stel-

len.» Die Kassen wollen künftig
«gemeinsamundmit einerStim-
me» sprechen sowie den «kons-
truktiven Dialog» fördern.

Streithähne sind also offen-
bar nichtmehr gefragt. Stattdes-
sen erwarten dieVersicherervom
gemeinsamen Auftritt eine hö-
here Glaubwürdigkeit undmehr
politische Schlagkraft.

Wer aber steckt hinter der Re-
volution? Den ersten Schritt
machte dieKPTim letztenHerbst,
als sie ihren Austritt aus Curafu-
tura per Ende 2023 bekannt gab.
Sie wechselte nicht etwa zu San-
tésuisse, sondern blieb blockfrei.
Bereits damals hielt dieKPT in ih-
rer Medienmitteilung fest: «Es

wäre zentral, dass die Branche in
wichtigengesundheitspolitischen
Themen ihre Reihen schliesst.»

Aus dem Schneeball, den die
KPT geworfen hat, wurde eine
Lawine. «Wir sind nicht die Ein-
zigen, die nicht mehr glücklich
waren», sagt Beni Meier, Medi-
ensprecher bei derKPT. Jetzt geht
die Lawine ab, und die KPT spielt
wiederum eine wichtige Rolle.
Sie hat die Kommunikation der
aufständischen Kassen über-
nommen – zusammen mit der
Groupe Mutuel.

Letztere hatte imMärz dieses
Jahres den zweiten Schneeball
geworfen, indem sie öffentlich
damit drohte, Santésuisse zuver-
lassen. Zwei Dachverbände, die
in Opposition zueinander stün-
den, würden keinen Sinn ma-
chen, sagte Groupe-Mutuel-Chef
Thomas Boyer in einem Inter-
viewmit derWestschweizer Zei-
tung «Le Temps».

Nun entsteht ein dritter Ver-
band, der schon bald der einzige
sein soll. Vieles bleibt aber noch

offen – nicht nur der Name. Ob-
wohl die Organisation bereits
Anfang 2025 starten soll, ist noch
unklar, wer sie führen soll. Of-
fensichtlich ist man aber inter-
essiert,Mitarbeitende der beiden
heutigen Verbände zu überneh-
men. Jedenfalls verspricht ihnen
das Communiqué «spannende
Perspektiven».

«Soziale Verantwortung»
Gegenwärtig beschäftigt Curafu-
tura rund 15 Mitarbeitende, bei
der Santésuisse-Gruppe sind es
rund 200 Personen. Sie werden
sichnunwohlGedankenmachen,
was der Knall für ihre berufliche
Zukunft bedeutet. Falls der neue
Verbandnichtmehroderweniger
die Struktur einerderbeiden bis-
herigen Organisationen über-
nimmt – samt Büroräumlichkei-
ten, Mobiliar und Informatik –,
dürfte der Start per Anfang 2025
sehr anspruchsvoll werden.

KPT-Chef Thomas Harnisch-
berg spricht denn auch von ei-
nem«sehr ambitionierten» Plan,

vor dem er «grossen Respekt»
habe. Man müsse das Problem
jetzt aber rasch angehen. Wenn
es nicht reiche bis am 1. Januar,
dann eben später. Zunächst soll
einNominationskomitee denDi-
rektor oder die Direktorin des
neuen Verbands suchen.

Es bestehe auch eine «soziale
Verantwortung» gegenüber den
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der beiden bisherigen Ver-
bände, soHarnischberg.Die neue
Organisation sei an ihnen inter-
essiert.DerKPT-Chef könnte sich
überdiesvorstellen,dass derneue
Verband in Solothurn einzieht,
wo gegenwärtig Santésuisse do-
miziliert ist.DenDienstleistungs-
teil der Santésuisse-Gruppewol-
lemanohnehin belassen.Es gehe
nur um den politischen Teil.

Santésuisse-DirektorinVerena
Nold begrüsst die Gründung des
neuen Verbands. Es sei richtig,
dass die Branche künftig wieder
mit einer Stimme spreche. Cura-
futura nimmt den Entscheid der
Krankenkassen «zur Kenntnis».

Knall bei Krankenkassen
Grosse Versicherer gründen neuen Verband Jahrelang haben sich die Krankenversicherer zwei Verbände geleistet, die sich bekämpften.
Nun werden diese gesprengt. Ein neuer Verband soll mit einer Stimme sprechen.

Aus dem
Schneeball,
den die KPT
geworfen hat,
wurde eine Lawine.

Es brauche «einen Marschhalt»
bei der integrativen Schule, sie sei
gescheitert. Das sagt FDP-Präsi-
dentThierryBurkart im Interview
mit dieser Redaktion.

Die integrative Schule ist seit
Jahren ein Reizthema im Bil-
dungsbereich. «Integrativ» heisst
«einschliessend», das bedeutet:
Die Schule nimmt alle Kinderauf.
Kinder mit besonderen Bedürf-
nissen,die früher inKleinklassen,
SonderschulenoderanderenSpe-
zialangeboten unterrichtet wur-
den, gehen heute wenn immer
möglich gemeinsammit allen an-
deren Kindern zur Schule.

Der FDP-Präsident kritisiert:
DernormaleUnterrichtwerde ge-
stört, die starken Schülerinnen
und Schüler vernachlässigt, die
hoheAnzahl Fachpersonen brin-
geUnruhe in die Klassenzimmer.
Auch die SVP kritisiert immer
wieder die integrative Schule.

Burkart löstmit seinenAussa-
gen viel Kritik aus. Inklusion sei
nicht «nice to have», sondern ein
Menschenrecht, sagt etwaSP-Na-
tionalrat IslamAlijaj. «Wenn eine
Grossbank gerettetwerdenmuss,
ist die FDPinnerhalbvon48Stun-
den zur Stelle. Ich wünsche mir
denselben Eifer, wenn es darum
geht, dass alle Kinder eine men-
schenrechtskonforme Bildung
geniessen können.»

«Erstaunt über die FDP»
Inklusion könne nicht gelingen,
«wenn wir die Kinder schon in
jungen Jahren separieren und ih-
nen zeigen, dass eben nicht alle
Menschengleich sind», soderNa-
tionalrat. Er könne jede Lehrper-
son verstehen, die überlastet sei
unddeshalbKritik übe.Aberman
müsse über das «Wie» der integ-
rativenSchule streiten,nicht über
das «Ob». «Als ehemaliger Son-
derschüler weiss ich, was es be-
deutet,wenneinemaufgrund sei-
ner Behinderungen Bildung ver-
wehrtwird.»MitdenForderungen,
die integrative Schule abzuschaf-
fen,werde für Menschen mit Be-
hinderungen «eine rote Linie

überschritten, und wir werden
nicht zulassen, dass die grösste
inklusionspolitische Errungen-
schaft in der Schweiz der letzten
20 Jahre abgewickelt wird».

Kritik kommtauchausderMit-
te-Partei. Nationalrätin Marie-
France Roth Pasquier, Mitglied
der Bildungskommission, sagt:
«Ich bin nicht einverstanden mit
dieserForderung.»Natürlichgebe
es Nachteile bei der integrativen
Schule, zum Beispiel den höhe-
ren Aufwand für die Lehrkräfte,
auchwenn sie Unterstützung er-
hielten. Aber: «Wir brauchen
mehrZeit undForschung,umdie
Effekte wirklich abzuschätzen.»
Und Roth Pasquier ist «erstaunt
überdie FDP,weil die Partei plötz-

lich mit schulpolitischen Debat-
ten auffällt – das ist neu».

Auch Romain Lanners zeigt
sich «überrascht über die undif-
ferenziertenForderungenausder
FDP». Er ist Direktor des Zent-
rums für Heil- und Sonderpäda-
gogik, einerFachstelle derKonfe-
renz der kantonalen Erziehungs-
direktorinnen und -direktoren.
Die FDP beklage stets den Fach-
kräftemangel, gleichzeitig «will
sie junge Menschen aus den Re-
gelklassen aussortieren,die dann
dem Arbeitsmarkt wegen unzu-
reichenderQualifizierung fehlen».

Ausserdem verweist Lanners
auf viele Studien aus der Schweiz
und sagt: «Die Aussagen von
Herrn Burkart widersprechen

demaktuellenwissenschaftlichen
Stand.» Man habe viel zur integ-
rativen Schule geforscht, und die
Ergebnisse seien eindeutig – die
Vorteileüberwögen.Lanners sieht
Parallelen zu den bildungspoliti-
schen Debatten in den Nachbar-
ländern: «BjörnHöckevonderAfD
hat vor dem Sommerloch letztes
Jahr eine ähnliche Diskussion in
Deutschland provoziert, und in
Frankreich forderteÉricZemmour
2022, Kinder mit einer Behinde-
rungdürftennichtmehr inRegel-
schulen unterrichtet werden.»

Dagmar Rösler, die oberste
Lehrerin der Schweiz, begrüsst
zwar, dass sich auch die FDPmit
dem Thema Bildung auseinan-
dersetze. «Die Forderung nach

separierten Klassen für beein-
trächtigte und fremdsprachige
Kinder ist aber sehr rückständig.»
Das sei «keine konstruktive und
zukunftsgerichtete Lösung».

«Zu pauschal»
Auch aus derElternschaftwerden
Burkarts Aussagen kritisiert. Ga-
briela Heimgartner ist Präsiden-
tin von «Schule und Elternhaus
Schweiz» undVorstandsmitglied
von Elternbildung Schweiz. Sie
bezeichnet die Forderungen als
«zu pauschal» und sagt: «Wer
sich mit dem hiesigen Bildungs-
systemauskennt, kann sich nicht
einfach für oder gegen die integ-
rative Schule stellen.» Zu unter-
schiedlich seien die Unterrichts-

formen und die Klassen, je nach
Wohnort und Ressourcen.

Sie plädiert für einen «kind-
zentrierten Ansatz», das heisse:
«Man schaut bei jedem Kind, ob
es sich in eine Regelklasse integ-
rieren kann oder ob es an einem
anderen Ort besser aufgehoben
ist.» In den meisten Kantonen
gebe es ohnehin spezielleKlassen
oderSprachschulen fürKinder,die
besondereBedürfnissehättenund
fürdie eine Integrationnicht sinn-
voll sei. «SchülerinnenundSchü-
ler,die sich integrieren lassen,hal-
tendie stärkerenKindernichtvom
Lernen ab, wenn genügend Res-
sourcen vorhanden sind.»

Nina Fargahi

«Rote Linie überschritten» – FDP-Präsident löst Kritik aus
Debatte zur Bildungspolitik Thierry Burkart will die integrative Schule abschaffen. Jetzt reagieren Schulen, Eltern und andere Parteien.

Überwiegen insgesamt die Vor- oder die Nachteile? Integrativer Unterricht findet oft bereits im Kindergarten statt. Foto: Christian Beutler (Keystone)
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Marc Brupbacher,
Jacqueline Büchi (Text) und
Svenson Cornehls (Grafik)

Pünktlich zumFrauenstreik bran-
dete die Debattewieder auf: Sind
Frauenanliegen per se links? Ist
es opportun, wenn die Gewerk-
schaften amStreik ihre Botschaf-
ten platzieren?Müsste die lila Be-
wegung nicht Frauen auf beiden
Seiten des politischen Spektrums
ansprechen?

Die Meinungen dazu gehen
auseinander.Tatsache ist jedoch:
Im Wahlverhalten von Frauen
und Männern gibt es heute tat-
sächlich signifikante Unterschie-
de. Der politische Geschlechter-
graben hat sich in der Schweiz
seit den eidgenössischen Wah-
len 2019 verfestigt,wie die heute
publizierteWahlstudie Selects des
Schweizer Kompetenzzentrums
Sozialwissenschaften Fors zeigt.
Sie untersucht dasWahlverhalten
der Schweizerinnen und Schwei-
zer seit 1971.

DieResultatemachendeutlich:
Männerwählen häufiger bürger-
lich, Frauen öfter links-grün.Am
ausgeprägtesten sind die Unter-
schiede in der jungenAltersgrup-
pe. So wählte bei den eidgenös-
sischen Wahlen 2023 fast jede
zweite Frau unter 30 Jahren ent-
weder die SP oder die Grünen.
DieserAnteil ist so hochwie noch
nie. Bei den jungenMännern gab
im Vergleich dazu nur etwas
mehr als jederVierte einer links-
grünen Partei die Stimme. Spie-
gelbildlich präsentiert sich die
Situation bei denWähleranteilen
der FDP und der SVP – dort sind
die männlichen Wähler klar in
Überzahl.

Studienautorin Anke Tresch
betont, die Zahlen seien auf-
grund des statistischen Fehler-
bereichs zurückhaltend zu inter-
pretieren. Die Resultate stehen
jedoch imEinklangmit früheren
Erhebungen, etwa vom Institut
Sotomo, undmit internationalen
Studien. In denUSA, in Grossbri-
tannien, Südkorea oderDeutsch-
land zeigen sich ganz ähnliche
Tendenzen.

Die Rolle der Bildung
Tresch erklärt dies damit, dass
gesellschaftspolitische Fragen in
den letzten Jahren an Bedeutung
gewonnen haben. «Der Frauen-
streik und #MeToo haben viele
junge Frauen für Gleichstel-
lungsthemen sensibilisiert.» Dazu
komme, dass heutemehr Frauen
studierten – eine höhere Bildung
korreliert statistisch mit einem
linkerenWahlverhalten.

Auf der anderen Seite dürfte
die Priorität gleichstellungspoli-
tischer Themen bei einem Teil
der Männer Abwehrreflexe her-
vorrufen. «Wenn viel über Frau-
enquoten gesprochen wird und
die Stellung der Männer in der
Gesellschaft kritisch reflektiert
wird, schürt das bei manchen
Männern die Angst vor Status-
verlust», so Tresch. So sei es zu
erklären, dass die männliche
Wählerschaft unter 30vergleichs-
weise konservativ wählt.

Die Unterschiede im Wahl-
verhalten akzentuieren sich un-
gefähr seit dem Jahr 1999, als
die SVP zur wählerstärksten
politischen Kraft in der Schweiz
aufstieg. Seither konnte die Par-
tei ihre Wähleranteile bei den

jungen Männern ausbauen. Bei
den jungen Frauen ist vor allem
in den letzten Jahren eine ver-
stärkte Bewegung nach links zu
beobachten.

Grosse Überlappungen
Gänzlich falsch wäre jedoch der
Eindruck, alle jungen Frauen tick-
ten pointiert links, während die
gleichaltrigen Männer stramm
rechts stünden.Nach der Selbst-
einschätzung auf einer Skala von
0 (links) bis 10 (rechts) gefragt,
landeten die unter 30-jährigen
Frauen bei einem Mittelwert
von 4,3, ihre männlichenAlters-
genossen kommen auf einen
Wert von 5,3. Es gibt zwischen

den Geschlechtern also grosse
Überlappungen, viele positio-
nieren sich gemeinsam um die
politische Mitte herum.

Ein Blick in dieVergangenheit
zeigt zudem,dass derGendergap
keinNaturgesetz ist.AnkeTresch
betont, nach Einführung des
Frauenstimmrechts im Jahr 1971
hätten die Frauen zunächst gar
bürgerlicher gewählt als die
Männer. «Erklärt wurde dies
damit, dass damals viele Frauen
nicht im Arbeitsprozess integ-
riert waren, eher konservative
Wertvorstellungen in Bezug auf
die Familie vorherrschten und
dass Frauen tendenziell religiö-
serwaren als dieMänner.» Heute

wählen Frauen jeden Alters im
Schnitt linker als die gleich-
altrigen Männer. Allerdings gilt
auch: Je älter dieMenschen sind,
desto bürgerlicherwählen beide
Geschlechter tendenziell.

Neben Alter und Geschlecht
haben auchBildung,Einkommen
undWohnort einen Einfluss auf
die politische Präferenz. Die SVP
erzielt zwar in vielen Bevölke-
rungsgruppen gute Ergebnisse,
wird jedoch überdurchschnitt-
lich häufig von Personen ge-
wählt, deren höchsterAbschluss
die obligatorische Schule oder
eine Berufslehre ist.Wer studiert
hat, gibt derVolkspartei deutlich
seltener die Stimme.

Umgekehrt verhält es sich bei der
FDP, der GLP und den Grünen:
Sie erzielen ihre besten Ergeb-
nisse bei Personen mit Hoch-
schulabschluss.

Polarisierung der Parteien
Auch wer viel verdient, wählt
überdurchschnittlich häufig FDP
oder GLP – und seltener die Pol-
parteien SP und SVP. Wenig
überraschend sind in ländlichen
Gebieten der Schweiz rechte Par-
teien stärker, während in den
städtischen Zentren linke Partei-
en erfolgreicher sind.

Häufig zu hörenwaren zuletzt
Klagen über die politische Pola-
risierung in der Schweiz. Auch

dazu liefert die Selects-Studie
einigeHinweise. So verorten sich
heute tatsächlich weniger Men-
schen in der politischenMitte als
in früheren Jahrzehnten. Aller-
dings hat sich daran in den letz-
ten acht Jahren kaummehretwas
geändert.

Tresch sagt dazu: «Wir sehen
nicht, dass der Graben zwischen
links und rechts zuletzt tiefer
geworden wäre.» Festzustellen
sei hingegen, dass die Politike-
rinnen und Politiker tendenziell
extremere Positionen verträten
als die Menschen in ihrer Wäh-
lerschaft. «Die Parteien sind
somit deutlich polarisierter, als
es die Bevölkerung ist.»

Junge driften politisch auseinander
Schweizer Wahlstudie Der Geschlechtergraben hat sich verfestigt. SP und Grüne punkten bei gebildeten Jungwählerinnen,
die SVP bei Wählern mit Lehrabschluss. Wir erklären den Trend.

Der feministische Streik und #MeToo haben viele Frauen in der Schweiz politisiert. Foto: Christian Merz (Keystone)
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Antworten der Befragten auf einer Skala von 0 = links bis 10 = rechts.
Die Werte wurden zusammengefasst, keine Daten für 1983

links Mitte rechts

1979 116 20 2142

1987 1010 20 1645

1991 1310 21 1839

1995 137 22 2037

1999 1610 17 2234

2003 1512 17 1936

2007 1811 16 2134

2011 1510 18 2235

2015 2214 17 2819

2019 2514 19 2518

2023 2113 19 2721


